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Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 9° Juli ?969 un­
ter Mitwirkung der Bundesrichter Dr» Rothe,
Dr. Mattern, Hill, Öffterdinger und Dr. Grell

für Hecht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 1„ Zivil­
senats des Oherlandesgerichts in Frankfurt 
(Main) vom 17. März 1966 wird auf Kosten 
der Beklagten zurückgev/iesen.

Von Hechts wegen

Die klagende Bundesrepublik ließ Ende 1961 im Zu­
ge der Beseitigung eines höhengleichen Bahnübergangs 
und des Baues des westlichen Autobahnanschlusses bei 
Heiskirchen den Verlauf der Bundesstraße flP zwischen 
G f H B  und ändern. Dies machte entsprechen­
de Änderungen auch für drei im Straßenkörper befind­
liche Versorgungsleitungen - nämlich zwei Y/asserlei- 
tungsstränge und ein Starkstromkabel - erforderlich«
Die Klägerin führte diese Änderungen durch, nachdem 
sie das ihrer Ansicht nach hinsichtlich der Versor- 
gungsleitungen zwischen der Beklagten und ihr beste­
hende Leihverhältnis gekündigt hatte. Sie verlangt
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von dor Beklagten Ersatz der entstandenen Verlegungs- 
kosten, die sie auf insgesamt 407 961,91 DM bezif­
fert o

Der erste Wasserleitungsstrang ist bereits vor 
dem Jahre 1896, der zweite im Jahr 1910 parallel zum 
ersten verlegt wordeno In der im Jahre 1961 angeleg­
ten neuen Straßentrasse sind beide Stränge zu e i ­
n e r  Leitung zusammengefaßt worden. Die Wasserlei­
tung dient der Versorgung der beklagten Stadt und in 
der Umgebung gelegener Gemeinden, - Das von der Tra­
fostation I i f l H I B  zur Autobahnmeisterei EfliHB- 

führende Starkstromkabel wurde 1934/1935 ver­
legt; es ging im Jahr 1950 auf Grund einer Vereinba­
rung zwischen dem Autostraßenamt (Mfli)
und den Stadtwerken der Beklagten in deren Eigentum 
über. Es dient der Versorgung der Autobahnmeisterei 
R i B I M B  und der dort befindlichen Dienstwohnungen.

Die jetzige Bundesstraße 0  war ursprünglich ei­
ne Kreisstraße. Auf Grund des Gesetzes über das Straßen- 
wesen in Hessen vom 15» Juli 1926 (Hess, Reg, Bl, 1926, 
261) wurde sie Frovinzialstraße, nach dem Gesetz über 
die einstweilige Neuregelung des Straßenv/esens und der 
Straßenverwaltung vom 26, März 1934 (EGB1 I S, 243)
~ Heuregelungsgesetz - ReichsStraße und auf Grund von 
Art. 90 GG in Verbindung mit dem Gesetz über vermö­
gensrechtliche Verhältnisse der Bundesautobahnen und 
sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs vom 2, März 
1951 (BGBl I S, 877) mit Wirkung vom 24, Mai 1949 
Bundesstraße,
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Die Klägerin klagt von den ihr entstandenen Ver­
legungskosten im vorliegenden Rechtsstreit einen Teil­
betrag in Höhe von 40 000 HM ein, v/ovon 17 500 HM auf 
jede der beiden Wasserleitungen und 5 000 HM auf das 
Starkstromkabel entfallen. Sie macht geltend, nach 
der Kündigung des zwischen den Parteien stillschwei­
gend abgeschlossenen Leihvertrags sei die Beklagte 
zur Beseitigung der Leitungen auf eigene Kosten ver­
pflichtet gewesen (§§ 604, 1004 BGB)„ Ferner leitet 
sie eine solche Verpflichtung der Beklagten aus Vor­
schriften des Hessischen Landesrechts her«,

Hie Beklagte ist diesen Ausführungen entgegenge­
treten. Sie meint, die Klägerin habe für die Kosten 
der Leitungsverlegung schon deshalb aufzukommen, weil 
sie die Änderung veranlaßt habe. § 1023 BGB sei ent- 
s pre chend anwendbar.

Has Landgericht hat der Klage unter Abweisung im 
übrigen in Höhe von 20 000 HM nebst Zinsen stattgegeben. 
Has Oberlandesgericht hat die Beklagte in voller Höhe 
verurteilt. Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihr 
Begehren auf Abweisung der Klage in vollem Umfang wei­
ter. Hie Klägerin bittet um Zurückweisung des Rechts­
mittels.
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I o

Zutreffend hat das Berufungsgericht die Zuläs­
sigkeit des Rechtsv/egs zu den ordentlichen Gerich­
ten für die Klage bejaht. Es handelt sich um eine
bürgerliche Rechtsstreitigkeit im Sinne des § 13 GVG; 
denn § 8 Abo. 10 des Bundesfernstraßengesetzes un­
terstellt die gesamten Rechtsbeziehungen, wie sie 
bei einer Inanspruchnahme der Straße von der hier 
vorliegenden Art zwischen den Beteiligten entste­
hen, dem bürgerlichen Recht (BGHZ 37, 353, 355) »

II. I.

I. Hach dem Verlegen des ersten, jedoch vor dem 
Verlegen des zweiten Strangs der Wasserleitung ist 
das Hessische "Gesetz den Bau und die Unterhaltung 
der Kunststraßen im Großherzogtum betreffend" vom 
12« August 1896 (Reg, Bl. S« 113) in Kraft getreten« 
Zutreffend geht die Revision - in diesem funkt er­
folglos von der Revisionsbeantwortung bekämpft - von 
der Revisibilität dieses Gesetzes nach § 549 ZPO aus:
Da die linksrheinischen leile des früheren Großherzog­
tums, späteren Freistaats Hessen nach dem zweiten 'Welt­
krieg nicht insgesamt dem Land Hessen, sondern zum fieil



dem Land Rheinland-Pfalz zugeteilt worden sind, ge­
hört der frühere Geltungsbereich des Gesetzes heute 
zu mehreren Oberlandesgerichtsbezirkeno

Nach Art. 30 Abs. 1 des Gesetzes von 1896 war 
die KreisStraßenverwaltung verpflichtet, die Benut­
zung der Kreisstraßen u.a. “zur Herstellung von V/as- 
serab- und Zuleitungen jeder Art*1 zu gestatten,
"wenn und insofern, abgesehen von vorübergehenden 
Störungen, der Gemeingebrauch der Straße nicht er­
heblich beeinträchtigt wird”. Nach Absatz 5 des Ar­
tikels wurden durch die Gestattung "privatrechtli­
che Ansprüche hinsichtlich der KreisStraßen, insbe­
sondere dingliche Rechte oder Entschädigungsforde­
rungen, nicht begründet”; die Kreisstraßenverwal­
tung konnte danach weiter die Entfernung oder Verän­
derung der Anlagen auf Kosten der Beteiligten verlan­
gen, wenn dies im öffentlichen Interesse, ”insbeson­
dere in Folge einer Einziehung, Verlegung oder Ver­
änderung der Kreisstraße” geboten war* Nach der Über­
gangsvorschrift des Art. 30 Abs. 10 blieben abweichen 
de, in anderen Gesetzen oder Verordnungen ‘‘bezüglich 
einzelner Anlagen” getroffene Bestimmungen in Geltung 
Auch ließ dieser Absatz “bereits bestehende Privat- 
rechtsve**hältnisse” unberührt, gab aber den Beteilig­
ten und der Straßenbauverwaltung das Recht auf Abän­
derung vorher erteilter widerruflicher Gestattungen 
“nach'..Maßgabe der Bestimmungen dieses Artikels”.

Bas Gesetz aus dem Jahr 1896 ist durch Art. 33 
des Gesetzes über das Straßenwesen in Hessen vom



15. Juli 1926 (Heg, Bl, S. 261) - das aus den glei­
chen Gründen wie das Gesetz aus dem Jahr 1896 revi­
sibel ist - aufgehoben worden. Art. 24 dieses Geset­
zes enthielt eine dem Art. 30 des Gesetzes aus dem 
Jahr 1896 entsprechende, jedoch folgerichtig auf die 
Provinz und Provinzialstraßen abgestellte Hegelung.

2. Pas Berufungsgericht geht davon aus, daß die 
aus der Benutzung des Straßenkörpers sich ergebenden 
Hechtsverhältnisse spätestens mit der Verlegung der 
zweiten Wasserleitung im Jahr 1910 der damals gelten­
den gesetzlichen Hegelung unterstellt worden seien, 
ohne daß es dazu einer ausdrücklichen Vereinbarung 
bedurft habe. Pie Beklagte sei daher nach Art. 30 
Abs. 5 des Gesetzes aus dem Jahr 1896 zur Tragung 
der in dieser Bestimmung bezeichneten Kosten ver­
pflichtet gewesen. Weder auf Grund eines Privatrechts­
verhältnisses im Sinne des Art. 50 Abs. 10 noch auf 
Grund einer öffentlich-rechtlichen Gestattung habe 
sie ein entgegenstehendes Hecht gehabt.

Pie später ergangenen Gesetze haben nach Ansicht 
des Berufungsgerichts daran nichts geändert. Art, 24 
Abs. 5 des erwähnten Gesetzes aus dem Jahr 1926 habe 
die Regelung des Art. 30 Abs. 5 des Gesetzes aus dem 
Jahr 1896 übernommen. § 12 des Neuregelungsgesetzes 
habe nur e n t g e g e n s  t e h e n d e landes­
rechtliche Vorschriften außer Kraft gesetzt, habe 
aber selbst die Kostentragungspflicht nicht geregelt.
§ 24 Abs. 12 BFStrG treffe in Verbindung mit § 8 kei­
ne anderen Bestimmungen. Pas Gesetz zur Bereinigung
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des Hessischen Landesrechts schließlich vom 6. Fe­
bruar 1962 (GVB1 S. 437) habe Art• 24 Abs» 5 des Ge­
setzes aus dem Jahr 1926 ausdrücklich aufgeführt 
und damit weiter in Geltung gelassen»

3» Der Revision ist zuzugeben, daß das angefoch- 
tene Urteil der durch das Bundesfernstraßengosetz ge­
troffenen Regelung nicht in vollem Umfang gerecht wird 0 
Am Ergebnis ändert dies jedoch nichts»

Während § 8 BFStrG in Absatz 1 den über den Ge­
meingebrauch hinausgehenden Gebrauch der Bundesfern­
straßen als Sondernutzung von der Erlaubnis der da­
für zuständigen Behörde abhängig macht und einer öf­
fentlich-rechtlichen Regelung unterwirft, weist Ab­
satz 10? der vor allem auf die Versorgungsunternehmen 
zugeschnitten ist, die Einräumung von Rechten zur Be­
nutzung der Bundesfernstraßen dem bürgerlichen Recht 
unter der Voraussetzung zu, daß diese Rechte den Ge­
meingebrauch nicht oder - für Zwecke der Öffentlichen 
Versorgung - nur kurzfristig beeinträchtigen» Wie der 
Senat in dem Urteil BGHZ 37, 353 entschieden hat, un­
terstellt § 8 Abs. 10 die gesamten Rechtsbeziehungen, 
wie sie bei einer Inanspruchnahme der in dieser Be­
stimmung bezeiehneten Art zwischen den Beteiligten 
entstehen, dem bürgerlichen Recht. Andererseits un­
terwirft § 24 Abs. 12 BFStrG vor dem Inkraft treten 
des Gesetzes durch bürgerlich-rechtliche Verträge ver­
einbarte Sondernutzungen vom Zeitpunkt der nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes erstmals möglichen Künd­
barkeit an den Vorschriften des § 8 über Sondernut-
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zungon» - Für die weitere Geltung landesrechtlicher 
Vorschriften über die durch § 8 BFStrG geregelte Be­
nutzung des Straßeneigenturns bleibt hiernach entge­
gen der Ansicht des Berufungsgerichts kein Kaum, so­
weit es sich um Bundesfernstraßen handelt« Solche 
landesrechtlichen Vorschriften widersprechen im Sin­
ne des § 25 Abs« 1 Kr« 5 BFStrG insoweit diesem Ge­
setz und sind daher in diesem Umfang als aufgehoben 
anZusehen.

4« Damit ist indessen noch nicht die Frage be­
antwortet, inwieweit unter der Herrschaft des Landes­
rechte etwa erteilte Nutzungsrechte in Geltung ge­
blieben sind. Zunächst ist daher insoweit auf die 
Hechtslage zur Zeit des Inkrafttretens des Bundes­
fernstraßengesetzes einzugeheno

a) Nach den Feststellungen des angefochtenen Ur­
teils ist davon auszugehen, daß bei den Wasserleitun­
gen der Beklagten die in § 8 Abs. 10 BFStrG bezeich­
ne ten Voraussetzungen erfüllt waren. Wenn diese Vor­
schrift, die - wie schon erwähnt - vor allem Versor­
gungsleitungen betrifft und nach Sinnzusazmnenhang 
und Entstehungsgeschichte weitherzig auszulegen ist, 
dennoch nicht schlechthin bei allen Versorgungsleitungen 
anzuwenden ist (vgl. dazu Marschall, BFStrG 2« Auf 1«
§ 8 Rdn. 11 S. 344; Forsthoff, Verwaltungsrocht 9.Auf 1.
§ 19 Abschn. 3 S« 367; Kodal, Straßenrecht 2. Aufl. 
unter dem Stichwort "Versorgungsleitungen“ Abschn« I c 
S. 856; Eiser/Riederer/Sieder, Energiewirtschafts­
recht, Stand: 1, November 1961, V 14; Schack, Verwal-



tungsarchiv 1963, 43), so liegen jedenfalls hier kei­
ne Umstände vor, die Zweifel daran aufkommen ließen, 
daß die mit der Benutzung der Straße etwa verbundene 
Beeinträchtigung des Gemeingebrauchs im Sinneder 
Vorschrift nur von kurzer Bauer wäre.

b) Was zunächst die im Jahre 1910 verlegte zwei­
te Wasserleitung anlangt, so ist das Berufungsgericht 
bedenkenfrei davon ausgegangen, daß damals Art. 30 
Abs. 5 des Gesetzes aus dem Jahr 1896 auf die Rechts­
beziehungen zwischen der Beklagten und dem Rechtovor- 
gänger der Klägerin anzuwenden gewesen sei, daß mithin 
durch die Gestattung privatrechtliche Ansprüche der Be­
klagten nicht begründet worden seien und daß sie auf 
- bei entsprechendem öffentlichen Interesse begründe­
tes - Verlangen der Kreisstraßenverwaltung die Leitung 
auf eigene Kosten habe entfernen oder verändern müssen.

Ber Hinweis des Berufungsgerichts darauf, daß das 
Gesetz aus dem Jahr 1926 in Art. 24 Abs. 5 die Rege­
lung des Art. 30 Abs. 3 des Gesetzes aus dem Jahr 1896 
übernommen habe, ist offenbar dahin zu verstehen, daß 
das neue Gesetz auch am Inhalt der vor seinem Inkraft­
treten ausgesprochenen Gestattungen und an der Folge­
pflicht der Beklagten nichts geändert habe. Biese Auf­
fassung unterliegt keinen rechtlichen Bedenken im Hin­
blick darauf, daß Art. 24 Abs. 10 des Gesetzes aus dem 
Jahr 1926 - in Übereinstimmung mit Art. 30 Abs. 10 d e s  
Gesetzes aus dem Jahr 1896 - bereits bestehende Pri­
vatrechtsverhältnisse ausdi'ücklich unberührt ließ und 
hinsichtlich der von der bisherigen Straßenhauverwaltung



erteilten widerruflichen Gestattungen zwar eine An­
passungsmöglichkeit an die Vorschriften des neuen 
Gesetzes eröffnete, im übrigen aber offenbar von der 
Fortgeltung dieser Gestattungen ausging„ Ebenso 
trifft zu, daß auch das Neuregelungsgesetz aus dem 
Jahr 3934 am Fortbestand und Inhalt der vorher aus­
gesprochenen Gestattungen und an der Folgepflicht 
nichts geändert hat»

Entgegen der Ansicht der Revision hat aber auch 
das Bundesfernstraßengesetz die Folgepflicht der Be­
klagten nicht berührt.

Da die Benutzung der Straße durch die im Jahr 
1930 verlegte Wasserleitung im Sinne des § 8 Abs. 10 
BFStrG den Gemeingebrauch nicht beeinträchtigte, sind 
die insoweit bestehenden Rechtsbeziehungen der Par­
teien nach bürgerlichem Recht zu beurteilen* Daraus 
folgt aber entgegen der Ansicht der Revision nicht 
die entsprechende Anwendbarkeit des § 1023 Abs« 1 
Satz 1 zweiter Halbsatz in Verbindung mit § 1090 BGB, 
wonach der Eigentümer eines Grundstücks, der die Ver­
legung der Ausübung einer persönlichen Dienstbar­
keit auf eine andere Stelle des Grundstücks verlangt, 
die Kosten der Verlegung zu tragen hat. Denn die Be­
klagte hatte durch die im Jahr 1910 ausgesprochene Ge­
stattung kein Recht erlangt, das einer persönlichen 
Dienstbarkeit nahe käme. Anders als in dem durch das 
Urteil des Senats BGHZ 37, 353 entschiedenen Fall wa­
ren hier das Eigentum an der Straße und das an der



Leitung nicht ursprünglich in einer Hand, und es ist 
keine Aufspaltung eines zunächst einheitlichen Ei­
gentums durch (Jesets mit den daraus sich ergehenden 
Besonderheiten für die rechtlichen Beziehungen zwi­
schen den neuen Eigentümern eingetreten» Die Heran­
ziehung der in jener Entscheidung entwickelten Hechts 
grundsätze kann auch nicht mit einer von der Hevision 
dargelegten weitgehenden Interessenidentität des Krei 
ses - als des ursprünglichen Eigentümers der Straße - 
und der Beklagten gerechtfertigt werden. Entschei­
dend ist, daß der Kreis und die Beklagte selbstän­
dige öffentlich-rechtliche Körperschaften waren. Ei­
ne einem dinglichen Hecht vergleichbare Rechtsstel­
lung ist der Beklagten nicht erwachsen.

Ebensowenig kann die Beklagte sich mit Erfolg 
auf das sogenannte Veranlassungsprinzip berufen.
Denn im Anwendungsbereich des Bundcsfernstraßenge- 
setzes besteht kein allgemeines Prinzip des Inhalts, 
daß derjenige, der durch Änderung des Verlaufs einer 
Straße einem anderen Kosten verursacht, diese Kosten 
zu tragen hätte (vgl, dazu das Urteil des Senats vom 
24, Januar 1969, V ZU 74/65» BGH2 51, 319), Auch der 
Hinweis der Hevision auf den nach ihrer Auffassung 
notfalls zu prüfenden § 605 BOB verhilft ihr nicht 
zum Erfolg. Die Feststellungen des Berufungsgerichts 
ergeben jedenfalls nichts dafür, daß die Parteien 
die in Art. 50 Abs. 5 des Gesetzes aus dem Jahr 1896 
normierte Folgepflicht vertraglich abbedungen hätten.
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Die im Jahr 1910 ausgesprochene Gestattung hlieh in­
haltlich auch weiterhin mit der Folgepflicht ver­
bunden, wie sie in Art. 30 Abs. 5 des Gesetzes aus 
dem Jahr 1896 und in Art. 24 Abs. 5 des Gesetzes 
aus dem Jahr 1926 geregelt war.

c) Was die erste, vor dem Inkrafttreten des Ge­
setzes aus dem Jahr 1896 verlegte 'Wasserleitung an­
geht, so fand darauf nach der zutreffenden Ansicht
des Berufungsgerichts die Folgekostenregelung des
Art. 30 Abs. 5 dieses Gesetzes zunächst keine Anwen­
dung. Das vorher geltende, durch Art. 41 dieses Ge-

+  a iv P ffö V in V u iy ift irrvm 0*7 A n m *  1y w v  i—  f c «* w ww j \ uv um o

Heg. Bl. S. 35) "den Bau und die Unterhaltung der 
Kunststraßen im Großherzogtum betreffend11, enthält 
keine Folgekostonregelung,

Dagegen, daß das Berufungsgericht die Überlei­
tungsvorschrift des Art. 30 Abs. 10 des Gesetzes aus 
dem Jahr 1896 jedenfalls insoweit nicht für anwend­
bar erachtet hat, als es von keinem der Folgepflicht 
hiernach entgegenstehenden Hecht der Beklagten ausge­
gangen ist, sind keine Bedenken zu erheben. Daraus, 
daß die erste Leitung überhaupt verlegt worden ist, 
brauchte es auch bei Berücksichtigung der Interessen­
lage nicht etwas anderes zu entnehmen.

Das Berufungsgericht geht weiter davon aus, daß 
die aus der Benutzung des Straßenkörpers sich erge­
benden Rechtsverhältnisse jedenfalls bei der Verle-
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gung der zweiten Wasserleitung im Jahr 1910 unter 
die damals geltenden gesetzlichen Regelungen - mit­
hin unter das Gesetz aus dem Jahr 1896 - gestellt 
worden seien. Weder dem Willen des Straßeneigentü­
mers noch dem des Eigentümers der Wasserleitungen 
habe es entsprochen, die einer einheitlichen Ver­
sorgung der Beklagten und anderer Gemeinden dienen­
den Rohre unterschiedlichen rechtlichen Regelungen 
zu unterstellen. Das Berufungsgericht findet eine 
Stütze für seine Ansicht auch darin, daß die zweite 
Wasserleitung nach dem Vortrag der Beklagten nur ei­
ne Erweiterung der ersten war, sowie darin, daß in 
der ira Jahr 1961 angelegten neuen Trasse die beiden 
Stränge zu e i n e r  Leitung zusammengefaßt wurdene 
Wenn das Berufungsgericht ausführt, daß es dazu ei­
ner ausdrücklichen Vereinbarung nicht bedurft habe, 
so kommt doch im Zusammenhang der Ausführungen des 
angefochtenen Urteils die Feststellung einer durch 
schlüssige Handlung getroffenen Vereinbarung der Be­
teiligten zum Ausdruck. Aus Rechtsgründen ist diese 
nicht nur auf allgemeine Erfahrungssätze, sondern 
auch auf die Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Falls gestützte Feststellung nicht zu beanstanden. 
Dafür, daß das Berufungsgericht dabei die im Beru­
fungsrecht szug vorgetragenen, von der Revision als 
übergangen bezeiehneten Ausführungen der Beklagten 
übersehen hätte, liegen keine hinreichenden Anhalts­
punkte vor. Auf die Billigkeitsgesichtspunkte, die 
die Revision aus der unterschiedlichen wirtschaftli­
chen Leistungsfähigkeit der nach ihrer Auffassung 
durch die Parteien repräsentierten Bevölkerungsschich-
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ten herleitet, kommt es rechtlich nicht entscheidend 
an.

Auch hinsichtlich der Kosten der Verlegung des 
ersten Wasserleitungsstrangs kann die Revision hier­
nach keinen Erfolg haben.

III.

Hinsichtlich des Stromkabels, das die Beklagte 
im Jahr 1950 auf Grund einer Vereinbarung von der 
Klägerin übernommen hat, ist das Berufungsgericht 
von der Anwendbarkeit des Art. 24 Abs. 5 des Geset­
zes aus dem Jahr 1926 ausgegangen. Eine davon abwei­
chende vertragliche Regelung über die Kostentragungs­
pflicht hat es bedenkenfrei verneint»

Zu Unrecht meint die Revision, im Hinblick dar­
auf, daß das Eigentum an der Straße schon vor der 
Übernahme des Kabels auf die Klägerin übergegangen 
sei - nämlich mit dem Inkrafttreten des Grundgeset­
zes am 24» Mai 1949 -> habe das Hessische Gesetz aus 
dem Jahr 1926 keine Anv/endung mehr finden können» Sie 
verkennt, daß sich nach Art» 74 Mr. 22 GG die konkur­
rierende Gesetzgebung auf “den Bau und die Unterhal­
tung von Landstraßen des Fernverkehrs" schlechthin 
erstreckt, ohne daß Bundesstraßen - etwa unter Begrün-
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dung einer ausschließlichen Gesetzgebungszuständig­
keit de3 Bundes - davon ausgenommen worden wären.

Bas Landesrecht galt daher fort, soweit und so­
lange der Bund von seinem Gesetzgebungsrecht Iceinen. 
Gebrauch machte (Art. 72 Abs. 1 GG). Zu der durch 
das Inkrafttreten des Bundesfernstraßenge3etzes ge­
schaffenen Rechtslage ist auf die obigen Ausführun­
gen unter II 3 auch hinsichtlich der Verlegung des 
Stromkabels zu verweisen.

Die Revision macht ferner geltend, daß das Ei­
gentum an der Straße und am nabel zunächst m  e i 
n e r Hand gewesen sei, nämlich in der der Klägerin. 
Ihre Ansicht, daß deshalb jedenfalls hinsichtlich des
Stromkabols die Grundsätze der Entscheidung des Se­
nats BGHZ 37, 353 anzuwenden seien, geht jedoch fehl. 
Hach dem Zusammenhang der Gründe des angefochtenen 
Urteils ist davon auszugehen, daß das Stromkabel, das 
zunächst in Verbindung mit dem Bau der Reichsautobahn 
verlegt worden war, im Sinne des § 95 Abs» 1 Satz 1 BGB
nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem Grund und 
Boden verbunden worden war, doshalb nicht Grundstücks­
bestandteil war und Gegenstand besonderer Rechte sein 
konnte. Bei der rechtsgeschäftlichen Übertragung des 
Eigentums an dem Kabel auf die Beklagte hätten die Par­
teien zwar auch die Eolgepflicht vertraglich regeln 
können. Nachdem sie dies nicht getan haben, geht es 
nicht an, die durch Rechtsgeschäft bewirkte Aufspal­
tung des Eigentums der durch den Gesetzgeber herbei­
geführten in der hier zu entscheidenden frage gleich-
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zustellen. Konnte der Bundesgesetzgeber in Verbin­
dung mit der Aufspaltung des vorher in einer Hand 
befindlichen Eigentums die Befugnis von Versorgungs- 
Unternehmen auf Bolassung ihrer Leitungen in einem 
Straßengrundstück zu einem dinglichen, der persön­
lichen Dienstbarkeit nahe kommenden Hecht erstar­
ken lassen (BGHZ aaO So 361, 362), so folgt daraus 
nicht, daß eine rechtsgeschäftliche Übertragung des 
Eigentums an dem Kabel ohne weiteres die gleiche 
Rechtsfolge gehabt hätte. Baß der Parteiv/ille darauf 
gerichtet gewesen wäre, ergeben die Feststellungen 
des Berufungsgerichts nicht.

Bio Revision rügt weiter, das Berufungsgericht 
habe die zur Zeit der Übernahme des Kabels bestehen­
de und für die Übernahme maßgebende Interessenlage 
der Parteien nicht beachtet. Diese sei dadurch gekenn­
zeichnet gewesen, daß das Kabel nur den Zwecken der 
Klägerin gedient habe und daß das Autostraßenamt der 
Klägerin sich der finanziellen Belastung durch Leer­
lauf Verluste (Blindstrom) habe entziehen wollen.

Die Revision greift bei dieser Rüge auf erstin­
stanzlichen Sachvortrag der Beklagten zurück, ohne 
darzutun, daß die Beklagte diese Behauptungen in der 
zweiten Instanz erneut aufgestellt hätte. Schon des­
halb kann sie auch mit dieser Rüge keinen Erfolg ha­
ben (BGHZ 359 103j 106). Im übrigen ist dem Zusammen­
hang der Ausführungen des Berufungsgerichts die Be­
rücksichtigung auch der Interessenlage der Beteilig­
ten und eine entsprechende Interessenabwägung zu ent-
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nehmen. Nicht erörtert zu werden braucht, ob sich? 
wie die Klägerin in der Hevisionsbeantwortung aus­
führt 5 ein Interesse der Beklagten an der Übernah­
me nicht zum mindesten aus der Möglichkeit ergeben 
konnte? auch andere Stromabnehmer an das Kabel an- 
zuschließen*

fehl geht auch der Hinweis der Revision dar­
auf, daß die in § 6 Abs . 1 des Energiewirtschafts­
gesetzes geregelte allgemeine Anschluß- und Versor­
gungspflicht der Energieversorgungsunternehmen nach 
§ 6 Abs. 2 Nrc 1 dieses Gesetzes nicht bestehe? wenn 
der Anschluß oder die Versorgung dem Versorgungsun­
ternehmen aus wirtschaftlichen Gründen? die auch beim 
Anschlußnohjnor liegen könnten, nicht zugemutet wer­
den könne. Ob, wie die Revision meint, die Auswirkun­
gen der Folgepflicht zu einer solchen Unzumutbarkeit füh­
ren, ist im vorliegenden Rechtsstreit nicht zu entschei­
den«. Denn auch wenn dies der Pall sein sollte, vrUrde 
dies die Folgepflicht nicht in Frage stellen. Im übri­
gen stützt die Revision sich in diesem Zusammenhang 
auf neues Tatsachenvorbringen; insoweit sind ihre An­
griffe in der RevisionsInstanz unzulässig (§ 561 
Abs. 1 ZPO).

Hach alledem hat das Berufungsgericht im Ergeb­
nis auch hinsichtlich des Stromkabels die Folgepflicht 
der Beklagten zu Recht bejaht.
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IV 0

Da das angefochtene Urteil auch im übrigen kei­
nen Hechtsirrtum zum Nachteil der Beklagten erken­
nen laßt, v/ar deren Revision mit der Kostenfolge aus 
§ 97 ZPO zurückzuv/eiseno

Rothe Dr« Hat tern Hill

Offterdinger Dr* Urell
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